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Satzung der gemeinnützigen Gesellschaft „Brücke der Freundschaft 

e. V. – Verein für Verständigung und Austausch zwischen den 

Völkern“. 

 

§ 1 Name 

 

(1) Die Gesellschaft ist ein Verein und führt den Namen << Brücke der Freundschaft e. V. 

– Verein für Verständigung und Austausch zwischen den Völkern >> (im Folgenden 

als <<Gesellschaft>> bezeichnet). 

 

§ 2 Sitz 

 

(1) Sitz der Gesellschaft ist Münster Westfalen. 

 

§ 3 Geschäftsjahr 

 

(1) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Das erste Rumpfgeschäftsjahr endet am 

31. Dezember 2011. 

 

§ 4 Zweck 

 

(1) Die Gesellschaft hat den Zweck der Verständigung und Freundschaft zwischen den 

Völker zu dienen. 

 

(2) Der Zweck wird insbesondere verwirklicht durch die Förderung, Entwicklung, und 

Durchführung von internationalen und interkulturellen Austausch- und 

Unterstützungsprogramme sowie Begegnungen in allen Bereichen des öffentlichen 

Lebens. 

 

(3) Die Verwirklichung wird durch folgende Funktionen realisiert: 

 

 Kultur-, Bildungs- und öffentlicher Austausche 

 Durchführung allgemeine-, kulturelle-, Bildungs- und öffentlicher 

Veranstaltungen, ökologische Symposien 

 Öffentlichkeits- und Informationsarbeit 

 Durchführen von Seminaren und Fortbildungsprogramme  

 Herstellen und unterstützen von persönlichen Kontakte zwischen Deutschen und 

anderen Völkern zur Begünstigung der Realisierung der oben stehenden 

Funktionen für die Verwirklichung des Gesellschaftszwecks (Verständigung und 

Freundschaft zwischen den Völker zu dienen). 
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§ 5 Gemeinnützigkeit 

 

(1) Die Gesellschaft verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im 

Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

 

(2) Die Gesellschaft ist selbstlos tätig. Sie verfolgt nicht in erster Linie 

eigenwirtschaftliche Zwecke.  

 

(3) Mittel der Gesellschaft dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden.  

 

(4) Freie Rücklagen dürfen gebildet werden, soweit die Vorschriften des Abschnitts 

"Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung dies zulassen.  

 

(5) Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln der Gesellschaft.  

 

(6) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Gesellschaft fremd sind, 

oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 

 

§ 6 Wirtschaftlichkeit 

 

(1) Die Gesellschaft erfüllt ihre Aufgaben im Rahmen ihrer personellen und finanziellen 

Möglichkeiten.  

 

(2) Die Mittel der Gesellschaft sind sparsam und wirtschaftlich zu verwenden.  

 

 

(3) Die Höhe der Beiträge setzt die Mitgliederversammlung fest. 

 

(4) Für die Verbindlichkeiten der Gesellschaft haftet ausschließlich das 

Gesellschaftsvermögen, nicht das seiner Mitglieder. 

 

 

§ 7 Mitgliedschaft  

 

(1) Die Gesellschaft besteht aus: 

 

1. Ordentlichen Mitgliedern 

2. Studentischen Mitgliedern 

3. Fördernden Mitgliedern 

4. Korrespondierenden Mitgliedern 

5. Ehrenamtlichen Mitgliedern 

 

(2) Ordentliche Mitglieder sind deutsche oder ausländische Einzelpersonen, welche die 

Gesellschaft bei der Erreichung ihrer Ziele unterstützen. Die Aufnahme als 

ordentliches Mitglied setzt eine schriftliche Beitrittserklärung voraus, der Vorstand 

muss über die Aufnahme entscheiden. 

  

(3) Studentische Mitglieder sind deutsche oder ausländische Einzelpersonen, die von der 

Beitragspflicht ausgenommen sind. Die Aufnahme als studentisches Mitglied setzt 

eine schriftliche Beitrittserklärung voraus, der Vorstand muss über die Aufnahme 



 
 

3

 

entscheiden. Nach Beendigung des Studiums werden die studentischen Mitglieder 

automatisch ordentliche Mitglieder. 

 

 

(4) Fördernde Mitglieder sind natürliche Personen, insbesondere Inhaber gewerblicher 

Unternehmen und Körperschaften des privaten und öffentlichen Rechts. Über ihre 

Aufnahme in die Gesellschaft entscheidet der Vorstand. 

 

 

(5) Korrespondierende Mitglieder sind deutsche oder ausländische Persönlichkeiten. Sie 

werden vom Vorstand berufen. 

 

 

 

(6) Ehrenamtliche Personen sind Personen, die sich um die Gesellschaft, ihre Ziele und 

Aufgaben herausragende Verdienste erworben haben. Ihre Ernennung erfolgt auf 

Antrag eines Mitglieds des Vorstands durch einstimmigen Beschluss des Vorstandes. 

 

(7) Die Mitgliedschaft in der Gesellschaft kann auf schriftlichen Antrag jede voll 

geschäftsfähige, natürliche Person oder jede juristische Person erwerben, die gewillt 

ist, den Gesellschaftszweck zu fördern. Über die Aufnahme der Mitglieder entscheidet 

der Vorstand. 

 

 

(8) Eine Ablehnung des Aufnahmeantrags ist nicht anfechtbar und muss nicht begründet 

werden. 

 

§ 8 Mitgliedsbeiträge 

 

(1) Ordentliche, korrespondierende und ehrenamtliche Mitglieder zahlen einen Beitrag, 

der von der Mitgliederversammlung festgesetzt und von der Gesellschaft erhoben 

wird. Der Beitrag wird spätestens vier Wochen nach Zugang der Beitragsrechnung zur 

Zahlung fällig und wird nur einmal pro Kalenderjahr erhoben. 

 

§ 9 Beendigung der Mitgliedschaft 

 

(1) Die Mitgliedschaft endet durch freiwilligen Austritt, Ausschluss oder Tod. 

 

(2) Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand. 

 

(3) Ein Mitglied kann jederzeit mit sofortiger Wirkung aus der Gesellschaft 

ausgeschlossen werden, wenn es in grober Weise gegen die Interessen der 

Gesellschaft verstößt oder ein anderer wichtiger Grund vorliegt. 
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§ 10 Vorstand 

(1) Der Vorstand im Sinne von § 26 BGB sind: 

 

1. der Präsident 

2. der stellvertretende Präsident 

3. der Schatzmeister 

 

(2) Der Präsident und der stellvertretende Präsident haben jeweils 

Einzelvertretungsvollmacht für die Gesellschaft und sind berechtigt, in ihrem Namen 

Verträge zu schließen. 

 

(3) Die Vorstandsmitglieder werden von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von 5 

Jahren gewählt. Sie bleiben bis zur Neuwahl des nächsten Vorstandes im Amt. 

 

(4) Die Gesellschaft wird nach außen und rechtlich vertreten durch den Präsidenten und 

den stellvertretenden Präsidenten. 

 

(5) Rechtsgeschäfte ab einem Geschäftswert von 30000 € sind für die Gesellschaft nur 

verbindlich, wenn sie mit Zustimmung der Mitgliederversammlung abgeschlossen 

wurden. 

 

(6) Der Vorstand ist verantwortlich für: 

 

1. die Führung der laufenden Geschäfte, 

2. die Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung, 

3. die Verwaltung des Gesellschaftsvermögens, 

4. die Aufstellung eines Haushaltsplans für jedes Geschäftsjahr, 

5. die Buchführung, 

6. die Erstellung des Jahresberichts, 

7. die Vorbereitung und 

8. die Einberufung der Mitgliederversammlung. 

 

§ 11 Kassenprüfung 

 

(1) Die Mitgliederversammlung wählt einen Kassenprüfer, die nicht Vorstandsmitglieder 

sind, für die Dauer von zwei Jahren. Diese überprüfen am Ende eines jeden 

Geschäftsjahres die rechnerische Richtigkeit der Buch- und Kassenführung. Die 

Kassenprüfer erstatten Bericht in der nächstfolgenden ordentlichen 

Mitgliederversammlung. 
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§ 12 Mitgliederversammlung  

 

(1) Die Mitgliederversammlung ist das oberste Organ der Gesellschaft. Ihre wichtigste 

Aufgabe ist die Prüfung der Frage, ob im Berichtszeitraum die Wahrnehmung der in 

§ 4 aufgeführten Aufgaben der Gesellschaft erfolgreich verlaufen ist. Im Rahmen des 

§ 4 soll sie Anstöße für neue Aktivitäten der Gesellschaft geben. 

 

(2) Die Mitgliederversammlung wählt die Mitglieder des Vorstandes gemäß § 12 (3). 

 

(3) Die Mitgliederversammlung nimmt außerdem noch folgende Aufgaben wahr: 

 

 

1. die Wahl und Abberufung der Vorstandsmitglieder, 

2. die Wahl der Kassenprüfer, 

3. die Genehmigung des vom Vorstand aufgestellten Haushaltsplans für das 

nächste Geschäftsjahr, 

4. die Entgegennahme des Jahresberichts und die Entlastung des Vorstands 

5. die Festsetzung der Höhe und der Fälligkeit des Jahresbeitrages und die 

Beschlussfassung über Satzungsänderungen sowie die Auflösung der 

Gesellschaft, 

 

(4) Zur Teilnahme an der Mitgliederversammlung sind sämtliche Mitglieder berechtigt. 

 

(5) Die ordentliche Mitgliederversammlung wird mindestens alle 2 Jahre abgehalten.  

 

(6) Die Einberufung erfolgt durch schriftliche Einladung des Vorstands unter Einhaltung 

einer Frist von zwei Wochen. Der Einladung ist eine Tagesordnung beizufügen. 

 

(7) Die Beschlussfassung der Mitgliederversammlung erfolgt durch Stimmabgabe durch 

Handzeichen mit einfacher Mehrheit. Bei Nichterscheinen eines Mitgliedes wegen 

triftiger Gründe kann die Stimmeabgabe durch ein schriftlich beauftragtes anderes 

Vereinsmitglied oder per Telefon durch das nicht erschienene Mitglied abgegeben 

werden. Auf Antrag wird geheim abgestimmt. Satzungsänderungen bedürfen einer 

Mehrheit von 3/4 der abgegebenen Stimmen. Die Auflösung der Gesellschaft kann 

nur mit einer Mehrheit von 4/5 der abgegebenen Stimmen beschlossen werden. 

 

§ 13 Außerordentliche Mitgliederversammlung 

 

(1) Eine außerordentliche Mitgliederversammlung kann einberufen werden, wenn dies im 

Dienste der Gesellschaftsinteressen erforderlich erscheint oder wenn die Einberufung 

der außerordentliche Mitgliederversammlung von mindestens 2/10 der Mitglieder 

schriftlich unter Angabe von Gründen bei einem Vorstandsmitglied verlangt wird.  

(2) In dringlichen Fällen kann in bei der außerordentlichen Mitgliederversammlung auch 

über Satzungsänderungen entschieden werden. Diese erfolgt dann nach § 12 Abs7. 
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§ 14 Satzungsänderung 

 

(1) Änderungen der Satzung müssen wenigstens sechs Monate vor einer 

Mitgliederversammlung schriftlich beantragt und im Präsidium beraten und 

abgestimmt werden. 

 

(2) Die Änderung der Satzung erfolgt durch Beschluss der Mitgliederversammlung und 

bedarf einer Mehrheit von mindestens 2/3 der vertretenen Stimmen. 

 

(3) Eine beabsichtigte Satzungsänderung ist den Mitgliedern bei der Ladung zur 

Mitgliederversammlung im Wortlaut bekannt zu geben und als Tagesordnungspunkt 

aufzuführen. 

 

(4) Sollte eine Bestimmung der Satzung durch das Registergericht beanstandet werden, so 

ist der Vorstand berechtigt, falls es sich um eine rein redaktionelle Änderung handelt, 

die Änderung vorzunehmen. Materielle Änderungen sind von der nächsten 

Mitgliederversammlung zu beschließen. 

 

§ 15 Auflösung der Gesellschaft 

 

(1) Über die Auflösung der Gesellschaft kann nur auf begründeten Antrag, der wenigstens 

von 2/3 der Mitglieder eingereicht werden muss, in einer Mitgliederversammlung 

beschlossen werden. Dieser ist zur Beratung zwölf Monate vor der 

Mitgliederversammlung dem Vorstand einzureichen. Zu dem Auflösungsbeschluss ist 

eine Mehrheit von wenigstens 4/5 der abgegeben Stimmen erforderlich. 

 

(2) Bei Auflösung der Gesellschaft fällt ihr Vermögen an eine von der 

Mitgliederversammlung zu beschließende, von der Finanzbehörde als gemeinnützig 

anerkannte Körperschaft, die die Völkerverständigung fördert und die Mittel 

unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke gemäß der Vereinssatzung 

verwendet. Der Beschluss über die Verwendung darf erst nach Zustimmung des 

Finanzamtes ausgeführt werden. 

 

§ 16 Schlussbestimmung 

 

(1) Die Erlöse der Gesellschaft werden nur für satzungsgemäße Zwecke verwandt. Die 

Mitglieder dürfen weder Teile des Gesellschaftsvermögens noch in ihrer Eigenschaft 

als Mitglieder sonstige Zuwendungen aus den Mitteln der Gesellschaft erhalten. 

 

(2) Die Mitglieder erhalten bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflösung oder Aufhebung 

der Gesellschaft keine Kapitalanteile zurück. 

 

 

§ 17 Inkrafttreten 

 

(1) Die Satzung tritt am Tage ihres Eintrages in das Vereinsregister in Kraft. 

 

 

 


